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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung der Bedingungen 
für die Gewährung staatlicher Beihiifen im Rahmen der gemeinsamen Strukturpolitik 
für die Seefischerei 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 42 und 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Artikel 9 der Verordnung (EWG) Nr. 2141/70 
vom 20. Oktober 1970 über die Einführung einer ge- 
meinsamen Strukturpolitik für die Fischwirtschaft 
ist vorgesehen, daß die Mitgliedstaaten Beihilfen ge- 
währen können, sofern die betreffenden Vorhaben 
zur Verwirklichung der in Artikel 10 dieser Ver- 
ordnung genannten Ziele beitragen. Artikel 9 der 
Verordnung bestimmt ferner, daß Regeln für die Ge- 
währung dieser Beihilfen festzulegen sind. 

Bei den Vorhaben, die zur Erhöhung der Produk- 
tivität der Fischereifahrzeuge und der übrigen Pro- 
duktionsmittel sowie zur Anpassung der Erzeu- 
gungs- und Vermarktungsbedingungen an die Markt- 
erfordernisse beitragen, ist vorzusehen, daß die Be- 
günstigten dieser Beihilfen weitgehend zu den be- 
treffenden Vorhaben beitragen. Aus diesem Grunde 
ist ein Höchstbetrag für diese Beihilfen festzulegen. 
Dieser Betrag kann jedoch überschritten werden bei 
Mitgliedern anerkannter Erzeugerorganisationen 
und - sofern es sich um Vorhaben betreffend Fische- 
reianlagen an Land handelt - bei diesen Organisa- 
tionen und ihren Vereinigungen, wenn sie sich eine 
rationelle Ausübung der Fischerei und die Verbes- 
serung der Vermarktungsbedingungen zum Ziel ge- 
setzt haben und Begünstigte des Beihilfebetrages 
sind. 


Von diesem Grundsatz darf in keinem Fall abge- 
wichen werden. Somit darf keine Beihilfe gewährt 
werden, die den betreffenden Betrag überschreitet. 

Um eine rationelle Umstrukturierung der Fische- 
reiflotten zu gewährleisten, sind außerdem gewisse 
Fischereitätigkeiten zu fördern und ist dafür Sorge 
zu tragen, daß die Schiffe, für die Beihilfen gewährt 
werden können, eine ausreichende Rentabilität ha- 
ben. Zu diesem Zweck sind die Höchstbeträge der 
Beihilfen zu differenzieren. 

Es ist wichtig, daß die Beihilfen in der Seefischerei 
nur für langfristig rentable Vorhaben gewährt wer- 
den. Daher sind Bestimmungen vorzusehen, die ge- 
währleisten, daß die betreffenden Schiffe bzw. Aus- 
rüstungen innerhalb einer bestimmten Zeit nicht 
zweckentfremdet und nicht außerhalb der gewerb- 
lichen Fischerei eingesetzt werden. 

Angesichts des gemeinsamen Interesses der Ziele 
der mit der Seefischerei verbundenen wissenschaft- 
lichen, technischen und ozeanographischen Forschung 
sowie der Forschungsarbeiten über die Technologie 
des Fisches ist seitens der Mitgliedstaaten sicherzu- 
stellen, daß die Ergebnisse der Forschung, für die 
staatliche Beihilfen gewährt werden, in der Gemein- 
schaft allen Angehörigen der Gemeinschaft, unab- 
hängig von ihrer Staatsangehörigkeit und vom Ort 
ihrer Niederlassung, zugänglich sind. 

Zur Schaffung einer rationellen Strukturpolitik für 
die Seefischerei muß die Gemeinschaft über die 
einzelstaatlichen Maßnahmen unterrichtet werden, 
die im Rahmen dieser Verordnung getroffen werden. 

Angesichts der zahlreichen Unterschiede in der 
Struktur der Seefischerei der Mitgliedstaaten ist es 
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sinnvoll, während einer Anpassungszeit die Mög- 
lichkeit vorzusehen, den Betrag der Beihilfen in Ge- 
bieten mit besonders ungünstigen Bedingungen be- 
züglich der Ausübung der Fischerei unter Berücksich- 
tigung ihrer allgemeinen Wirtschaftslage zu erhö- 
hen. 

Die Bestimmungen dieser Verordnung machen Ar- 
tikel 9 der Verordnung (EWG) Nr. 2141/70 gegen- 
standslos. Dieser Artikel ist infolgedessen außer 
Kraft zu setzen. 

Diese Verordnung darf nicht die Bestimmungen 
der Richtlinie des Rates vom 20. Juli 1972 betreffend 
die Beihilfen für den Schiffbau (72/273/EWG) -) in 
bezug auf das für die Mitgliedstaaten geltende Ver- 
bot berühren, keinerlei diskriminierende Maßnah- 
me im Schiffbau zu treffen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Die Mitgliedstaaten können den Erzeugern in der 
Seefischerei Beihilfen für die in den Artikeln 2 
bis 4 dieser Verordnung genannten Maßnahmen 
zu den in den Artikeln 5 bis 10 vorgesehenen 
Bedingungen gewähren. 

2. Die Beihilfen können in Form von Kapitalzu- 
schüssen, zinsverbilligten Darlehen, Zinsvergü- 
tungen sowie Bürgschaften für die aufgenomme- 
nen Darlehen und die damit verbundenen Zinsen 
gewährt werden. 

Artikel 2 

Als Maßnahmen zur Steigerung der Produktivität 
durch eine auf den technischen Fortschritt abge- 
stimmte Umstrukturierung der Flotten und andere 
Produktionsmittel sowie eine stärkere Erforschung 
neuer Fanggründe und Fischereimethoden gelten: 

A. Umstrukturierung der Flotten, deren Schiffe die 
Flagge eines Mitgliedstaates führen und im 
Hoheitsgebiet der Gemeinschaft registriert sind, 
sowie sonstiger Produktionsmittel 

a) Kauf und Bercederung von neuen Fischerei- 
fahrzeugen einschließlich Kauf und Installie- 
rung von Hauptmotor und Hilfsmotoren, Navi- 
gationsinstrumenten, elektronischen Geräten 
für die Ortung der Fische, Fanggeräten und 
hydraulischen Winden; 


b) Modernisierung der Fischereifahrzeuge, ins- 
besondere durch Ersetzen oder Neuinstallie- 
ren von Bordeinrichtungen, soweit sie zur 
Ertragsverbesserung beitragen, sowie aller 
sonstigen Geräte, die die Senkung der Be- 
triebskosten oder den Schutz von Menschen- 
leben auf hoher See ermöglichen; 

c) Stillegung von Fischereifahrzeugen, die seit 
mindestens 15 Jahren in Betrieb sind; 

d) Errichtung, Ausrüstung oder Modernisierung 
von Anlagen zur Fisch-, Schalentier- und 
Weichtierzucht in Salz- oder Brackwasser. 

B. Erforschung neuer Fanggründe und Fischereime- 
thoden 

a) Ausgleich für etwaige Verluste im Zusammen- 
hang mit der verstärkten Suche nach neuen 
Fanggründen, der Verwendung von Versuchs- 
fanggeräten oder von neuen Fischereimetho- 
den; 

b) auf die Fischerei angewandte technische, wis- 
senschaftliche oder ozeanographische For- 
schungen; 

c) Anlagen oder Ausrüstungen zum Schutz oder 
zur Auffüllung der Fischbestände. 

Artikel 3 

Als Maßnahmen zur Anpassung der Erzeugungs- und 

Vermarktungsbedingungen an die Markterforder- 
nisse gelten: 

a) Kauf von Einrichtungen zum Sortieren, Behan- 
deln, zur Kältebehandlung, Verarbeitung und 
Lagerung der Fischereierzeugnisse und Installie- 
rung dieser Einrichtungen an Bord; 

b) Kauf von Einrichtungen zur Verwertung der Ne- 
benerzeugnisse des Fischfangs und Installierung 
dieser Einrichtungen an Bord; 

c) Kauf von Einrichtungen zum Sortieren, Behan- 
deln, zur Kältebehandlung, Verarbeitung und 
Lagerung der Fischereierzeugnisse und Installie- 
rung dieser Einrichtungen an Land; 

d) technologische Forschungen im Fischereisektor, 
insbesondere auf dem Gebiet der Haltbarma- 
chung, Behandlung und Verpackung der Fische. 

-’) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 169 
vom 27. Juli 1972, S. 28 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
21. November 1973 - 1/4 - 680 70 ^ E- Se 1 1/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 5. November 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Artikel 4 

« 

Als Maßnahmen, die in Verbindung mit dem tech- 
nischen Fortschritt zur Hebung des Lebensstandards 
und zur Verbesserung der Lebensbedingungen der 
vom Fischfang lebenden Bevölkerung beitragen, gel- 
ten: 

a) Schaffung von Ausbildungs- und Berufsförde- 
rungszentren in der Fischerei; 

b) Maßnahmen zur Ausbildung oder beruflichen 
Fortbildung der Arbeitnehmer in der Fischerei, 
außerdem ihre etwaige Umschulung, falls sich 
die Einstellung der Fangtätigkeit als notwendig 
erweist, soweit diese zur Verwirklichung der in 
Artikel 39 Absatz 1 Buchstabe a des Vertrages 
genannten Ziele beiträgt. 


Artikel 5 

1. Die Beihilfen für die in Artikel 2 Absatz A a) und 
A b) genannten Maßnahmen dürfen nicht über- 
steigen, ausgedrückt in Kapitalzuschüssen: 

— bei in der örtlichen Fischerei eingesetzten 
Schiffen mit anderen Fanggeräten als Grund- 
schleppnetzen und Ringwaden: 

18 V. H. der ordnungsgemäß nachgewiesenen 
tatsächlichen Kosten; 

— bei in der Küsten- oder kleinen Fischerei ein- 
gesetzten Schiffen: 

15 V. H. der ordnungsgemäß nachgewiesenen 
tatsächlichen Kosten bei den ausschließlich in 
der Schleppnetzfischerei eingesetzten Schiffen 
oder bei den ausschließlich in der Ringwaden- 
fischerei eingesetzten Schiffen; 

18 V. H. der ordnungsgemäß nachgewiesenen 
tatsächlichen Kosten bei den für verschiedene 
Fischereimethoden ausgerüsteten Schiffen-, 

— bei den in der Hochsee- oder der großen Hoch- 
seefischerei eingesetzten Schiffen: 

15 V. H. der ordnungsgemäß nachgewiesenen 
tatsächlichen Kosten bei den ausschließlich in 
der Schleppnetzfischerei eingesetzten Schiffen 
oder bei den ausschließlich im Thunfischfang 
eingesetzten Schiffen; 

18 V. H. der ordnungsgemäß nachgewiesenen 
tatsächlichen Kosten bei den für verschiedene 
Fischereimethoden ausgerüsteten Schiffen. 

2. Die Beihilfen für die in Artikel 2 Absatz A c) ge- 
nannten Maßnahmen dürfen nicht übersteigen: 

— für die Stillegung von in der Küsten- oder 
der kleinen Fischerei eingesetzten Schiffen: 
200 RE je BRT; 

— für die Stillegung von in der Hochsee- oder 
der großen Hochseefischerei eingesetzten 
Schiffen: 100 RE je BRT. 


3. Die Beihilfen für die in Artikel 2 Absatz A d) ge- 
nannten Maßnahmen dürfen 10 v. H, der ord- 
nungsgemäß nachgewiesenen tatsächlichen Ko- 
sten nicht übersteigen. 

4. Die in den vorstehenden Absätzen genannten 
Fischereiarten entsprechen den in Spalte 1 der 
Tabelle in Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1939/72 der Kommission vom 8. Sep- 
tember 1972 über Voraussetzungen und Verfah- 
ren der Anerkennung von Erzeugerorganisatio- 
nen der Fischwirtschaft aufgeführten Fischerei- 
arten. 


Artikel 6 

Die Beihilfen für die in Artikel 3 Buchstaben a, b und 
c genannten Maßnahmen dürfen 15 v. H. der ord- 
nungsgemäß nachgewiesenen tatsächlichen Kosten 
nicht übersteigen. 


Artikel 7 

Werden die in Artikel 2 Absatz Aa), Absatz Ab) 
und Absatz A d) sowie die in Artikel 3 Buchstaben a, 
b und c genannten Maßnahmen von Erzeugern durch- 
geführt, die Mitglieder einer gemäß der Verordnung 
(EWG) Nr. 2142/70 des Rates vom 20. Oktober 1970 
über die gemeinsame Marktorganisation für Fische- 
reierzeugnisse "*) anerkannten Organisation sind, so 
können die in Artikeln 5 und 6 genannten Prozent- 
sätze um 5 Punkte erhöht werden. Dies gilt auch, 
falls die in Artikel 2 Absatz A d) sowie die in Arti- 
kel 3 Buchstabe c genannten Maßnahmen von den 
gemäß der genannten Verordnung anerkannten Er- 
zeugerorganisationen oder ihrer Vereinigungen 
durchgeführt werden. 


Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen Vor- 
kehrungen, um sicherzustellen, daß die Schiffe, Ap- 
parate, Geräte oder Ausrüstungen, die Gegenstand 
der in Artikel 2 Absatz A a) und Absatz A b) sowie 
der in Artikel 3 Buchstaben a, b und c genannten 
Maßnahmen sind: 

a) vor Ablauf von zehn Jahren nach Gewährung 
der Beihilfe für Schiffe und Landeinrichtungen, 

b) vor Ablauf von fünf Jahren nach Gewährung der 
Beihilfe für Bordeinrichtungen und Fanggeräte, 

c) vor Tilgung der Darlehen, für die Finanzierungs- 
erleichterungen gewährt wurden, 

weder veräußert noch für andere Tätigkeiten als dem 
gewerblichen Fischfang oder für unmittelbar damit 
verbundene Tätigkeiten verwendet werden. 


3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 207 
vom 9, September 1972, S. 10 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 236 
vom 27. Oktober 1970, S. 5 
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Die Mii;glied£Lciaten gestatten jedoch die Veräuße- 
rung und anderweitige Verwendung innerhalb der 
vorstehenden Fristen, falls der Begünstigte zuvor 
den Beihilfebetrag oder den geschuldeten Restbetrag 
zurückgezahlt hat. 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß die Er- 
gebnisse der in Artikel 2 Buchstabe B b) und in Arti- 
kel 3 Buchstabe d genannten Maßnahmen ohne Dis- 
kriminierung hinsichtlich der Staatsangehörigkeit 
oder des Niederlassungsortes allen Angehörigen der 
Gemeinschaft zugänglich gemacht werden. 

Artikel 10 

Es kann beschlossen werden, daß die Höchstbeträge 
der in den Artikeln 5, 6 und 7 vorgesehenen Bei- 
hilfen für Begünstigte in Gebieten mit besonders 
ungünstigen Strukturbedingungen bezüglich der 
Ausübung der Fischerei unter Berücksichtigung ihrer 
allgemeinen Wirtschaftslage während der ersten fünf 
Jahre nach Inkrafttreten dieser Verordnung um höch- 
stens sieben Punkte erhöht werden können. 

Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel, 
insbesondere Beihilfevorhaben, Höchstbeträge und 
die unter den vorstehenden Absatz fallenden Ge- 
biete werden nach dem Verfahren von Artikel 16 
der Verordnung (EWG) Nr. 2722/72 des Rates vom 
19. Dezember 1972 über die Finanzierung einer Um- 
stellungsmaßnahme auf dem Sektor Kabeljaufische- 


rei durch den EAGFL, Abteilung Ausrichtung fest- 
gelegt. * 

Artikel 11 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die ge- 
planten Durchführungsbestimmungen zu dieser Ver- 
ordnung spätestens drei Monate vor deren Inkraft- 
treten mit. 

Artikel 12 

1. Bei den gemäß dieser Verordnung gewährten 
Beihilfen ist das Verbot der Beihilfen für den 
Schiffbau zu berücksichtigen, das sich aus- Arti- 
kel 5 der Richtlinie des Rates vom 20. Juli 1972 
ergibt. 

2. Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission 
über die im Rahmen dieser Verordnung durch- 
geführten Maßnahmen. 

Artikel 13 

Artikel 9 der Verordnung (EWG) Nr. 2141/70 wird 
aufgehoben. 

Artikel 14 

Diese Verordnung tritt am 

(sechs Monate nach ihrer Verabschiedung) in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 291 
vom 28. Dezember 1972, S. 30 


( 
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Begründung 


Der Rat hat in seiner Verordnung Nr. 2141/70 vom 
20. Oktober 1970 über die Einführung einer gemein- 
samen Strukturpolitik für die Fischwirtschaft®) den 
Grundsatz angenommen, daß die Möglichkeit der 
Gewährung staatlicher Beihilfen auf Vorhaben zu 
beschränken ist, die zur Verwirklichung bestimmter 
in Artikel 10 dieser Verordnung genannter Ziele 
beitragen, damit im Rahmen der wirtschaftlichen 
Expansion und des sozialen Fortschritts eine ratio- 
nelle Entwicklung der Seefischerei gefördert wird, 
und ferner hat der Rat bestimmt, daß gemeinsame 
Regeln für die Gewährung der staatlichen Beihilfen 
nach dem Verfahren des Artikels 43 Absatz 2 des 
Vertrages festzulegen sind. 

Der vorliegende Vorschlag für eine Verordnung zur 
Festlegung der gemeinsamen Regeln stützt sich auf 
folgende Grundsätze: 

a) Festlegung der verschiedenen Vorhaben, für wel- 
che die Mitgliedstaaten Beihilfen gewähren kön- 
nen; 

b) Festsetzung der in Kapitalzuschüssen ausgedrück- 
ten Höchstbeträge der Beihilfen der Mitgliedstaa- 
ten für bestimmte Vorhaben, bei denen mög- 
licherweise Wettbewerbsverzerrungen festge- 
stellt werden; bei den übrigen Vorhaben sind 
keinerlei Höchstbeträge vorgesehen; 

c) Festlegung bestimmter selektiver Vorschriften im 
technischen und wirtschaftlichen Bereich; 

d) Schaffung einer Ausnahme von den Beihilfe- 
höchstbeträgen bei Gebieten mit besonders un- 
günstigen strukturellen Bedingungen bezüglich 
der Ausübung der Fischerei. 

Der Vorschlag der Kommission steckt die Grenzen ab, 
innerhalb derer künftighin staatliche Beihilfen im Be- 
reich der Struktur in der Seefischerei gewährt wer- 
den können; dabei wird vorausgesetzt, daß 

— jede Beihilfe, die über diesen Rahmen hinausgeht 
oder außerhalb dieses Rahmens liegt, aus der 
Sicht der einschlägigen Wettbewerbsbestimmun- 
gen des Vertrags zu prüfen ist; 

— jedoch eine Beihilfe, die den Bestimmungen der 
vorgeschlagenen Verordnung mit Ausnahme der- 
jenigen über die Höchstbeträge der staatlichen 
Beteiligung entspricht, einen Verstoß gegen die 
Verordnung dar stellt. 

In bezug auf Punkt a werden zunächst die Vorhaben 
festgelegt, die die Umstrukturierung der Flotten und 
der übrigen Produktionsmittel betreffen, d. h. einer- 
seits den Bau neuer Schiffe und ihre Ausrüstung, die 
Modernisierung der vorhandenen Schiffe sowie die 
Stillegung von Schiffen und andererseits die Errich- 
tung oder Modernisierung von Zuchtanlagen für 
Meereserzeugnisse. 


Danach werden die Vorhaben betreffend die Suche 
nach neuen Fanggründen und neuen Fangverfahren 
festgelegt. Was die Anpassung der Erzeugungs- und 
Vermarktungsbedingungen an die Markterforder- 
nisse anbelangt, so werden die Vorhaben festgelegt, 
die sich auf die Ausstattung der Schiffe mit Anlagen 
zur Haltbarmachung und Verarbeitung von Fischen 
und die Schaffung entsprechender Anlagen zu Lande 
sowie die Forschung im Bereich der Technologie des 
Fisches beziehen. 

Was die Verbesserung des Lebensstandards und der 
Lebensbedingungen der von der Seefischerei leben- 
den Bevölkerung betrifft, so werden die Vorhaben 
über die Berufsausbildung, -fortbildung und -Um- 
schulung der Arbeitnehmer in diesem Sektor fest- 
gelegt. 

Für die Punkte b und c sieht der betreffende Vor- 
schlag vor, bei der Modernisierung der Flotte die 
Höchstbeträge der Beihilfen nach Fischereiarten zu 
differenzieren und grundsätzlich die Möglichkeit vor- 
zusehen, die Beihilfen um einen gewissen Betrag zu 
erhöhen, wenn die betreffenden Vorhaben von den 
Mitgliedern einer anerkannten Erzeugerorganisation 
durchgeführt werden. 

Mittels dieser Maßnahmen wird versucht, insbeson- 
dere durch Förderung der Indienststellung von Mehr- , 
zweckschiffen zu einer Verminderung der Unterneh- 
mensrisiken und dadurch auch zu einer Produktions- 
steigerung zu gelangen. Es ist ebenfalls eine Diffe- 
renzierung der Höhe der zu gewährenden Prämien 
für die Außerdienststellung alter Schiffe vorgesehen. 

Bei einigen Vorhaben betreffend die Suche und den 
Schutz von Fanggründen, die Berufsausbildung, -fort- 
bildung und -Umschulung erschien die Festsetzung 
von Höchstbeihilfebeträgen nicht erforderlich. 

Schließlich sieht der Vorschlag vor, daß der Höchst- 
betrag der Beihilfen für Anlagen zur Haltbarmachung 
und Verarbeitung der Fische an Land erhöht werden 
kann, wenn es sich um anerkannte Erzeugerorgani- 
sationen oder ihre Vereinigungen handelt, da es von 
größter Bedeutung ist, eine Konzentration des An- 
gebots von Fischereierzeugnissen zu begünstigen, 
um insbesondere eine größere Preisstabilität zu ge- 
währleisten. 

Zu Punkt d wird im Hinblick auf eine Förderung der 
regionalen Entwicklung die Möglichkeit vorgeschla- 
gen, während eines bestimmten Zeitraums (fünf Jah- 
re) die Prozentsätze der Beihilfen, für welche die Bei- 
hilfebeträge festgesetzt werden, um bis zu sieben 
Punkte zu erhöhen, wenn die Begünstigten in Gebie- 


6) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 236 
vom 27. Oktober 1970, S. 1 
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ten niedergelassen sind, in denen besonders ungün- 
stige strukturelle Verhältnisse bei der Ausübung der 
Fischerei herrschen. In diesen Fällen richtet sich die 
Entscheidung jeweils nach der allgemeinen Wirt- 
schaftslage dieser Gebiete. 

Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß einige der 
Maßnahmen dieses Vorschlages möglicherweise nur 
Übergangscharakter haben, sollte der Rat Bestim- 
mungen im Bereich der Beihilfen erlassen, die unter 
ein System gemeinsamer Aktionen zugunsten der 
Struktur in der Seefischerei fallen. 

Diese Verordnung hat keine finanziellen Auswirkun- 
gen, 
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